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Die öſterreichiſche Keicdyanertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
l 


Mit der Novelle vom Jahre 1882 war die geſetzgeberiſche Ini⸗ 
tiative des Reichsrathes in Sachen der Wahlreform zunächſt erſchöpft. 
Und zwar geſchah dies nicht etwa deshalb, weil nach Sanctionirung des 
neuen Wahlgeſetzes die Reichsvertretung auf Grund der revidirten Baſis 
ſofort neu gebildet worden wäre, denn an der Dauer der Sitzungs⸗ 
periode wurde trotz dieſes Umſtandes nichts gekürzt. Das im Jahre 1879 
gewählte Abgeordnetenhaus tagte, nachdem 
ordnungsnovelle ſelbſt den Boden unter den Füßen entzogen hatte, noch 
ruhig drei Jahre fort. Allein es iſt ſehr begreiflich, daß das Haus, welchem 
das Damoclesſchwert der Auflöſung über den Häuptern ſchwebte, nicht 
den Beruf in ſich fühlte, an dem Organismus, deſſen Neuconſtruction 
ſoeben beſchloſſen worden war, Aenderungen vorzunehmen, bevor er noch 
das Licht des neuen Lebens erblickt hatte. Ein Antrag, welcher trotz 
dieſer Sachlage vor Schluß der Seſſion eingebracht wurde und nichts 
Geringeres bezweckte, als die Eintheilung der Wahlbezirke in der Curie 
der mähriſchen Städte einer vollſtändigen und in jener der mährifchen 
Landgemeinden einer theilweiſen Umänderung zu unterziehen, gelangte 
nicht zu den weiteren Stadien parlamentariſcher Behandlung.) Im 
Jahre 1885 wurden die Wahlen auf Grund der Novelle von 1882 
vollzogen und ſo hat der Reichsrath die ihm zugedachte Verjüngung 
thatſächlich erfahren. 

Die Veränderungen, welche in der öſterreichiſchen Reichsvertretung 
im Jahre 1867 und 1873 eingetreten waren, überragen die neueſte 
wohl an Bedeutung, ſie waren aber mehr äußerlicher Natur. Auf 
die innere Zufammenſetzung des Vertretungskörpers, auf die Perſönlich⸗ 
keit der Abgeordneten konnten jene Reformen, und ſelbſt die große des 
Jahres 1873, keinen wirkſamen Einfluß üben, denn ſie ließen die 
Wähler bei der zunächſt entſcheidenden Wahl, bei jener aus der Mitte 


Antrag von Dr. Srom, eingebracht am 21. Februar 1885. 


es ſich durch die Wahl⸗ 


der Bevölkerung, unberührt. Jetzt erſt waren mit einem Schlage im 
ganzen Reiche neue Wählermaſſen aufgeboten worden, jetzt war es mög 
lich, daß neue politiſche Strömungen, welche bisher nur zurückgedrängt 
geweſen waren, zum Ausdruck kamen. 

Und noch ein anderer großer Unterſchied waltet zwiſchen den 
bezeichneten Reſormen ob. 

Das Geſetz von 1867 und ſelbſt jenes von 1873 konnten als 
der Abſchluß einer Epoche, wenn auch nicht einer Bewegung, gelten, 
das Geſetz von 1882 aber hat dieſen Charakter ſchon nach dem Willen 
ſeiner Schöpfer nicht im Entfernteſten. Bei dieſem Geſetze iſt es offen 
bar, daß es nichts Anderes ſein ſoll, als eine Etappe zu raſchen, 
weiteren legislativen Unternehmungen, und ebenſo klar iſt es, daß die 
Fortſetzung der Actton in dieſem Falle eine ausſichtsvolle iſt. Die Ver 
ſuche ſolcher Art wird man wohl im Einzelnen bekämpfen können, die 
Frage der ſchrittweiſen oder allgemeinen Reviſton der Wahlordnung 
wird ſich aber von keiner Seite ſchlechtweg ablehnen laſſen. Und zwar 
wird dies am wenigſten von jener Seite möglich ſein, welche die 
directen Reichsrathswahlen in's Leben gerufen. 

Wenn man ſich im Jahre 1873 mit der Loslöſung des Reichs⸗ 
rathes von den Landtagen begnügte und das Abgeordneteuhaus des 
Reichsrathes auf den Wahlgrundlagen der Landtage beließ, daun war 
dies gewiß ein Aet weiſer, politiſcher Zurückhaltung, wenn es in der 
bewußten Abſicht geſchah, hiemit uur das im Momente Erreichbare zu 
ſchaffeu. Es wäre aber ein Act großer Kurzſichtigkeit geweſen, wenn 
man das Beharren auf dieſen Grundlagen als ein nothwendiges be- 
trachtet und wenn man geglaubt hätte, trotz der Loslöſung von den 
Landtagen die Discuſſion der Baſis der Reichsvertretung auf die Dauer 
ausſchließen zu können. Denn in dem Augenblicke, in welchem das 
Abgeordnetenhaus des Reichsrathes ſeine ſelbſtſtändige Exiſtenz gewann, 
mußte die Frage auftauchen, ob die Wahlordnung dieſes Hauſes auch 
für die ſpecifiſche Aufgabe tauge, die Baſis für das Unterhaus einer 
Reichsvertretung zu bilden. Die Wahlordnung war nunmehr der Rück— 
ſichten auf andere Zwecke frei, es war daher von vorueherein undenkbar, 
daß ſie im Dienſte einer einzigen Aufgabe unverändert die Geſtalt 
behalten ſollte, in welcher ſie einen vielgliedrigen Oberbau getragen. 
Die Frage der Wahlreform war ſeit 1873 vorhanden, jetzt iſt nur die 
Hand angelegt worden, um ſie einer praktiſchen Löſung zuzuführen. 

Es wäre daher nach unſerer Meinung nicht nur ein unfrucht- 


bares, ſondern auch ein widerſpruchsvolles Beginnen, wenn man ein Fort 


ſchreiten der Reform verhindern wollte. Alle jene, welche das Werk von 
1873 geichaffen, müſſen bereit ſein, die Conſequenzen ihrer That zu 
ziehen; ihre Aufgabe kaun nicht die Verneinung, ſondern nur das Be— 
ſtreben ſein, die Reformbewegung in ihrer Richtung zu beſtimmen, ſie 
zur Verfolgung der 1873 eröffneten Bahnen zu nöthigen. Und der 
Entſchluß hiezu muß um ſo leichter ſein, weil gerade in dieſer Richtung 
trotz ſehr leicht möglicher unmittelbarer Mißerfolge und Verluſte ein 
großer Gewinn faſt unvermeidlich iſt, nämlich die Befeſtigung des direct 
gewählten Volkshauſes in den Wurzeln ſeiner Exiſtenz. 5 


Ob eine fortgeſetzte Reviſton der Wahlordnung der einen oder der 
anderen Partei Machtelemente zuführen werde, kann zweifelhaft ſein. 
Allein die Geſchichte der Reviſion von 1882 zeigt, daß jede Partei, 
welche die Wahlordnung forteutwickeln und dieſelbe mit einem neuen, 
ſelbſtſtändigen Gehalte erfüllen will, dadurch von ſelbſt genöthigt iſt, die 
Selbſtſtändigkeit der Reichsvertretung formell oder auch materiell zu 
erhöhen, und dies iſt das durchſchlagende Reſultat. 

Wir ſind ſomit bei der Unterſuchung des Werdegangs und des 
Weſeus der öſterreichiſchen Reichsvertretung zu dem Schluſſe gelangt, daß 
die Verfaſſung derſelben in keiner Weiſe eine fertige iſt, daß ſie ſich 
vielmehr gegenwärtig gerade im Zuſtande des Uebergangs zu einer neuen 
Geſtaltung befindet und daß das durch die Loslöſung von den Land— 
tagen geſchaffene, wenn auch nicht ausgeſprochene Problem von Jahr zu 
Jahr einer raſcheren Löſung zutreibt. 

Wenn dies die Ueberzeugung iſt, die ſich uns aus der Betrach⸗ 
tung der geſchichtlichen Entwicklung aufdräugt, dann liegt aber auch die 
Frage unendlich nahe, welches Ziel die Fortbildung der Juſtitution be— 
ſtimmen werde. Und da die Frage ſich von ſelbſt ergibt, ſo wollen wir 
auch nicht läugnen, daß uns in der jüngſten Vergangenheit ſchon die 
Richtung der zukünftigen Strömung vorgezeichnet ſcheint, und wir 
wollen bei der Darlegung deſſen nur verſuchen, das nächſte Ziel, 
welches ſich aus dem Intereſſenkampfe der Parteien ergibt, von jenem 


größeren zu treunen, welches aus dem Weſen des im Fluſſe begriffenen 


Rechtsinſtitutes hervorgeht. 


Was das erſtere betrifft, ſo liegt es in der Natur der Novelle 


des Jahres 1882, daß ſie zu einer Ausdehnung des Verſuches auf— 


fordert, und zu allem Ueberfluſſe iſt dieſe Abſicht von den Wortführern | 


im Parlamente ausdrücklich ausgeſprochen werden. Das nächſte Ziel der 
Bewegung liegt ſomit in der Richtung der Auträge Zeithammer und 
Lienbacher. Durch dieſen Ausgangspunkt iſt aber nicht nur das Ziel, 
ſondern auch die Methode der weiteren Reform beſtimmt, nämlich der 
Weg fortgeſetzter, behutſamer Einzelreform, welche jede radikale Ver— 
änderung ausſchließt. 

Knüpft die weitere Reform an ihre Vorläufer an, jo wird ſie 
ſich daher darauf beſchränken, Schritt für Schritt einzelne Punkte der 
Wahlordnung herauszugreifen, und daun iſt es wohl kaum zweifelhaft, 
daß in erſter Reihe die Curie des Großgrundbeſitzes in Frage kommen 


dürfte. Der Widerſpruch der Cumulativwahl in dieſer Curie mit der 
Einzelwahl in den übrigen iſt zu augenfällig, als daß die im böhmiſchen 


Großgrundbeſitze geübte Zerlegung nicht auch in anderen Ländern Nach— 
ahmung finden ſollte. Es wird hiebei neben anderen Geſichtspunkten 
auch die Erwägung beſtimmend eingreifen, daß, ſo lange das öſter— 


reichiſche Wahlrecht ein organiſches Mittel zur Sicherung der Minori- 


täten nicht zur Geltung bringt, es unerläßlich iſt, die Herrſchaft der 
wechſelnden Majoritäten durch die ein- oder wenignamige Wahl weuig⸗ 
ſtens nach Möglichkeit zu begrenzen. Und zweifelhaft iſt es uns nur, ob 
nach der Art des Vorganges bei dem böhmiſchen Großgrundbeſitze die 
Sonderung der Wählerclaſſe der einzelnen Länder nach qualitativ ver— 
ſchiedenen Wahlkörpern, oder ob lediglich die Zerlegung in örtlich ge 
trennte Wahlcollegien, in Wahlbezirken, den Sieg davontragen werde. 

Desgleichen iſt die Richtung der nächſten Reformbeſtrebungen in 
den Curien der Städte und der Landgemeinden durch die geſtellten An— 
träge ſchon gekennzeichnet; es wird vor Allem ein Kampf um die Glie⸗ 
derung der Wahlbezirke, beziehungsweiſe um die Einreihung neuer Orte 
in die Städtecurie ſein. 

Bei dieſen Erhebungen über die Dynamik der verſchiedenen Kräfte 
iſt es aber undenkbar, daß die Größe der Wahlbezirke in Stadt und 
Land nicht als Hinderniß für eine jede neue örtliche Abgrenzung 
empfunden werden ſollte. Es wird daher die eine Frage ſofort eine weitere 
zeugen, es wird höchſt wahrſcheinlich alsbald der Vorſchlag auftauchen, 
zu einer Vermehrung der Abgeordueten in der ſtädtiſchen und ländlichen 
Curie zu ſchreiten. 

Hiemit tritt aber die Frage, ſo behutſam und vorſichtig ſie auch 
immer urſprünglich angefaßt wurde, unter einen größeren Geſichtspunkt, 
und zwar nicht nur formell, ſondern auch materiell, da mit einer ſolchen 
einſeitigen Vermehrung der Abgeordnetenzahl eine weſentliche Verrückung 
des Schwergewichtes in der Intereſſeuvertretung gegeben iſt. So allmä— 
lig die Reform mit der Reviſion einzelner Punkte der Wahlordnung auch 
immer vorwärtsſchreiten mag, die Stunde muß kommen, in welcher ſie 
ſich zu der großen Frage der Umänderung des Staatsgrundgeſetzes, zur 
Prüfung der Principien unſeres Wahlſyſtemes erhebt. Es kann ſich nur 
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darum handeln, daß dieſer Proceß nach langer, planmäßiger Vor⸗ 
bereitung, im Wege ſyſtematiſcher Einzelreform und im richtigen Momente 
ſich vollziehe, aufzuhalten iſt er nach unſerer Meinung nicht. Und dieſes 
Urtheil müſſen wir nun begründen. 

Die Wahlordnungen des Jahres 1861, welche im Weſen auch 
für den Reichsrath heute noch gelten, waren im Großen und Ganzen 
ein wohldurchdachtes Syſtem; das Princip der Intereſſen vertretung hat 
auch von den Gegnern, ſoweit ſie auf dem Boden hiſtoriſcher Eutwick— 
lung fußen, eine Bekämpfung nicht erfahren. 

Aus dieſem Syſteme iſt aber mit der Einführung der directen 
Reichsrathswahlen ein weſentliches Glied gebrochen worden. Von dieſem 
Augenblicke an iſt der Zweifel ein unabweisbarer, ob die Reichsraths— 
wahlen, welche innerhalb des Zweikammerſyſtems ſich vollziehen, auf 
denſelben Grundlagen beruhen müſſen, wie die Landtagswahlen, welche 
für eine alleiuſtehende Kammer beſtimmt find. Wenn vor dem Jahre 
1873 nur der Platz für das Herrenhaus im politiſchen Syſteme ſchwer 
zu ermitteln war, dann iſt es jetzt undenkbar, daß bei Herſtellung des 
Zweikammerſyſtems das Unterhaus der Reichsvertretung auf die Dauer 
alle jene Elemente aufzunehmen habe, welche ſich in den anf dem Ein— 
kammerſyſtem beruhenden Landtagen vereinigt finden. Es wird ſich, 
aller Gegeungründe ungeachtet, jener Gedanke uuwiderſtehlich Bahn 
brechen, welcher in dem Motivenberichte zu den Landesordnungen der 
Märzverfaſſung ausgeſprochen iſt, daß jene Elemente, welche ſich in den 
Landesvertretungen vereinigt vorfinden, in der Reichsvertretung wieder— 
kehren müſſen, daß ſie ſich aber in den zwei Kammern derſelben aus 
einander legen. 

Dieſe unbeſtreitbare Wahrheit muß im großen Zuge der Entwick— 
lung dahin dräugen, daß das Abgeordnetenhaus immer mehr zum 
Volkshauſe werde, welches im Herrenhauſe ſeine natürliche Ergänzung 
fucht, daß, mit anderen Worten, auch in der öſterreichiſchen Neiche- 
vertretung der Schutz der verſchiedenen Intereſſen unter die beiden Kam— 
mern vertheilt werde. Was dies praktiſch bedeuten ſoll, iſt klar: es 
ſchließt dies zwar nicht die Beſeitigung der Curien des Großgrund— 
beſitzes und der Handelskammern der Reichsvertretung, aber wohl 
die Zurückdräugung derſelben im Unterhauſe und endlich die Einreihung 
derſelben in das Oberhaus in ſich. Und wir glauben, daß, wenn die 
Stellung der privilegirten Curien in Frage kommt, die Vertretung der 
Handelskammern im Abgeordneteuhauſe eine noch viel bedrohtere ſein 
werde, als jene des Großgrundbeſitzes. 

Wir begreifen ſehr wohl, wie ſchwere Bedenken eine ſolche Aen— 
derung hervorrufen mag. Nicht ohne Zagen wird man die Macht eines 
Unterhauſes in die Hand einer Kammer legen, in welcher die nationalen 
Gegenſätze noch ſchärfer und unvermittelter als bisher auf einander 
prallen müſſen; nur mit Ueberwindung wird man zu der ſchwierigen 
Löſung des Problems ſchreiten, in der öſterreichiſchen erſten Kammer 
zu dem Elemente der erblichen Pairie und der Notabelu noch jenes der 
Wahl zu geſellen. Allein die Conſequenzen politiſcher Thaten verlangen 
ihr Recht, und ſo glauben wir, daß, unabhängig von nachträglichen 
Wüunſchen oder Befürchtungen der Einzelnen, die Folgen davon ſich 
vollziehen werden, daß das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes unmittel- 
bar auf die Volkswahl geſtellt wurde. 

Und hiezu kommt noch ein Zweites. Ein mächtiger Zug der Zeit 
zwingt, wir möchten beinahe ſagen, unaufhaltſam, die Staaten der 
Gegenwart, welche ein eingeſchränktes Wahlrecht überkommen haben, dieſes 
auf immer weitere Kreiſe auszudehnen. In den national und ſtaats⸗ 
rechtlich einfacher conſtruirten Staaten bedeuten die von unſerer Zeit 
wiederholt erlebten Kämpfe um die Wahlreform nichts Anderes, als den 
Kampf um die Erweiterung des Wahlrechtes und dieſer Kampf hat 
vielfach ſchon bis zu dem Erringen des allgemeinen Wahlrechts oder 
hart bis an dieſes Ziel geführt. So einfach liegen die Dinge nun wohl 
überall nicht. Der Ruf um die Erweiterung des Wahlrechts iſt der 
Ruf der unteren Claſſen, er erſchallt dort am lebhafteſten, wo der 
Claſſengegenſatz das Intereſſe der Nation erfüllt oder beherrſcht. In den 
vielgeſtaltigen ſtaatlichen Organiſationen und dort zumal, wo verſchiedene 
Völkerelemente durch einander fluthen, da wird dieſer Ruf oft übertönt 
von dem Maſſeuchore der um die Herrſchaft ringenden Stämme oder 
der ihre Exiſtenz vertheidigenden Sondergruppen. Hier kann das Wahl⸗ 
ſyſtem kein jo einfaches fein und vor Allem, die Vielheit der zu übenden 
Rückſichten verpflichtet nirgends ſtrenger als hier, die Continuität der 
Entwicklung zu wahren, den Sprung in's Ungewiſſe nicht zu wagen. 
Aber ſo iſolirt von der Strömung der Zeit iſt kein Staat, daß 


er ſich dieſer Bewegung nach Erweiterung des Wählerkreiſes ganz zu 
entziehen vermöchte, und ſo glauben wir, daß auch in Oeſterreich 
die Frage der Ausdehnung des Wahlrechtes mit der jüngſten Novelle 
ficherfich keine abgeſchloſſene iſt. Wenn aber die Frage wieder zur Dis⸗ 
cuſſion gelangt, daun wird auch hier der Umſtand ſich geltend machen, 
daß jetzt blos das Wahlrecht für eine zweite Kammer zu regeln iſt, 
daß einem Heranziehen der Mafſen zur Reichsrathswahl jetzt jeue 
Bedenken nicht oder nur zum Theile entgegenſtehen, welche im Jahre 
1861 gegen die Ausdehnung des Kreiſes der Landtagswähler ſprachen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Liquidirung von Koften der Ueberſtellung in Landesauſtalten 
verpflegter Jeren an die Heimatsgemeinde find die politiſchen 
Behörden nicht competent. 

Ueber die Verſtändigung der Direction der Landes-⸗Irrenanſtalt in 
F. vom 21. März 1885, Z. 1261, daß die nach D. zuſtäudige Magd 
Maria B. als geneſen von der Auſtalt abzuholen ſei, remonſtrirte die 
Gemeinde anfangs gegen dieſe Ueberſtellung, da Maria B. angeblich noch 
nicht ſo weit geneſen ſei. 

Die Irrenhausdirection machte nunmehr die Gemeindevertretung 
aufmerkſam, daß, wenn die Abholung der Maria B. nicht erfolge, die— 


ſelbe nach S 19 des Anſtaltsſtatuts auf Gemeindekoſten nach Haufe ge- 


ſchickt würde, ſo daß ſich die Gemeindevorſtehung D. unterm 27. April 
1885, 3. 1960, dahin äußerte, daß Maria B., wenn es ſchon nicht 
anders ſein ſolle, auf Koſten der Gemeinde von der Anſtalt überſtellt 
werden möge. 

Am 6. Mai 1885 wurde auch Maria B. durch eine Begleiterin 
in die Gemeinde D. überſtellt. 

Von den Koſten dieſer Ueberſtellung per 7 
Gemeinde den Betrag per 4 fl. 80 kr. ſogleich erlegt, jedoch die Be- 
ſtreitung des Reſtbetrages per 3 fl. (die für die Begleiterin entfallende 
Diät) als zu hoch verweigert und ſich nur zum Erſatze der gehabten 
baaren Auslagen bereit erklärt. 

In Folge deſſen wendete ſich die Irrenanſtaltsdirection an die 
Bezirkshauptmannſchaft L. um die Einbringung des Reſtbetrages per 3 fl. 


Nachdem die hierum erſuchte Bezirkshauptmannſchaft G. die Höhe 


dieſes Diätbetrages für die Begleiterin für angemeſſen bezeichnete, ent— 
ſchied die Bezirkshauptmannſchaft L. unterm 14. December 1885, 
3. 20.669, daß die Gemeinde D. im Grunde des § 21 des Statuts 
für die Landes⸗Irrenanſtalt vom Jahre 1875, L. G. Bl. Nr. 36, ver⸗ 
pflichtet ſei, den fraglichen Betrag per 3 fl. zu erſetzen, weil die Heim⸗ 
beförderung eines aus der Irrenanſtalt Entlaſſenen nach den beſtehenden 
Vorſchriften nur unter Beigabe eines Begleiters ſtattfinden dürfe, die 


Begleitungskoſten zu den Heimbeförderungskoſten gehören und die Höhe 


der Diät angemeſſen ſei. 

In dem dagegen an die Statthalterei eingebrachten Recurſe be⸗ 
ſtreitet die Gemeindevorſtehung D. die Verpflichtung zur Bezahlung der 
Diät per 3 fl., weil dieſe Aufrechnung nicht documentirt und deren 
Geſetzmäßigkeit nicht nachgewieſen ſei. 

Der Betrag per 3 fl. ſei zu hoch, zur Adjuſtirung die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft G. nicht competent; die Gemeinde könnte ſich höchſtens 
zur Zahlung von 1 fl. 50 kr. herbeilaſſen. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 3. Februar 1886, 
3. 25.012 1885, die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung behoben, 
nachdem die politiſchen Behörden zur Entſcheidung im vorliegenden 
Gegenſtande nicht berufen ſind. 

Von der Gemeinde D. wird die Verpflichtung zur Vergütung der 
fraglichen Heimbeförderungskoſten nicht in Abrede geſtellt, ſondern nur 
die Augemeſſenheit der Aufrechnung rückſichtlich der Diät per 3 fl. der 
Begleiterin beſtritten; zur Eutſcheidung hierüber erſcheinen nach den 
beſtehenden allgemeinen Vorſchriften und nach dem Irrenhausſtatute vom 
Jahre 1882, L. ©. Bl. Nr. 34, die politiſchen Behörden nicht berufen. 

Dem dagegen ſeitens des Landesausſchuſſes eingebrachten Miniſterial⸗ 
recurſe gab das Miniſterium des Innern mit Entſcheidung vom 30. Mai 
1886, Z. 5440, keine Folge und beſtätigte die angefochtene Entſcheidung 
mit dem Beiſatze, „daß rückſichtlich der Liquidirung der fraglichen Koſten 
dem Landesausſchuſſe die Schlußfaſſung zuſtehe, und in dieſer Angelegen⸗ 
heit fich die Ingerenz der politischen Behörde lediglich darauf befchränft, 


fl. 80 kr. hat die 
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daß ſeitens derſelben nach Maßgabe des eventuellen Erſuchens die 
Hereinbringung des vom Landesausſchuſſe als liquid erklärten Betrages 
im Grunde des Geſetzes vom 25. Mai 1875, L. G. Bl. Nr. 27, zu 
veraulaſſen iſt.“ 5 


Wegen nachträglich conſtatirten Mangels eines geſetzlichen Er⸗ 

forderniſſes zur Verleihung einer Gewerbsconceſſivn, welches der 

fubjectiven Beurtheilung der Gewerbebehörde erſter Inſtanz 

unterliegt, kann eine verliehene Conceſſion nach $ 57, Al. 1 
G. G. N. nicht zurückgenommen werden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft M. hat mit dem Erlaſſe vom 26. Sep⸗ 
tember 1885, Z. 6910, dem Karl U. in M.⸗O. eröffnet, daß, nach⸗ 
dem nachträglich zur dortämtlichen Kenntniß gelangt iſt, daß er mit 
dem Urtheile des Kreisgerichtes N. vom 2. März 1882, Z. 1653, 
wegen Vergehens des Auflaufes zu ſtrengem Arreſt in der Dauer von 
14 Tagen verurtheilt worden iſt, weiters zweimal wegen nücht— 
licher Exceſſe in M.⸗O. polizeilich beanſtändet worden ſei, nachdem 
er endlich mit dem dortämtlichen Erkenntniſſe vom 5. September 1884, 
3. 5536, wegen unbefugter Ausübung des Pfandleihgewerbes zu einer 
Geldſtrafe von 20 fl. verurtheilt worden iſt, ihm ſomit das geſetz⸗ 
liche Erforderniß der Unbeſcholtenheit und der Verläßlichkeit zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Betriebe des Schankgewerbes mangelt, ihm der Fortbetrieb 
des Ausſchankes gebraunter geiſtiger Geträuke im Haufe Nr. 45 in 
M.⸗O. unter Zurücknahme der diesfälligen unterm 7. Mai 1884, 
3. 4061, ertheilten Conceſſion auf Grund der Beſtimmungen der 88 18 
und 57 der Gewerbegeſetznovelle vom Jahre 1883 hiermit unterſagt 
werde Gleichzeitig wurde demſelben die weitere perſönliche Ausübung 
des mit dem ihm eigeuthümlich gehörigen Haufe Nr. 45 als radicirtes 
Recht verbundenen Bier- und Wein-Ausſchankes bei dem Umſtande, als 
er aus den obangeführten Gründen hiezu die geſetzliche Eignung nicht 
beſitzt, unterſagt. 

Die Statthalterei fand mit dem Erlaſſe vom 4. Februar 1886, 
3. 3090, dem Recurſe des Karl U. gegen obige Eutſcheidung bei dem 
Umſtande, als bei dem Recurrenten der urſprüngliche und noch fort— 
dauernde Mangel der Erforderniſſe des S 23 G. G. N. vorliegt, keine 
Folge zu geben. 

Ueber den Miniſterialrecurs des Karl U. ſetzte das Miniſterium 
des Innern mit Entſcheidung vom 30. Mai 1886, 3. 6829, die unter⸗ 
behördlichen Entſcheidungen mit der Motivirung außer Kraft, „weil die 
Entziehung einer Conceſſion nicht auf Grund des nachträglich couſtatirten 
Mangels ſolcher Erforderniſſe zur Erlangung einer Gewerbsconceſſion 
verfügt werden kaun, deren Vorhandenſein oder deren Mangel ſich nach 
der bei der Verleihung der Conceſſion maßgebenden freien, ſomit rein 
ſubjectiven Beurtheilung der Gewerbsbehörde erſter Inſtanz richtet und 
es ſich im vorliegenden Falle eben um den Mangel der Verläßlichkeit 
und Unbeſcholteuheit, d. i. eines der ſubjectiven Beurtheilung der Ge— 
werbebehörde, nicht aber um den Mangel eines geſetzlichen, von der 
ſubjectiven Beurtheilung unabhängigen Erforderniſſes handelt, welcher die 
Zurücknahme der Conceſſion nach $ 57, Al. 1 der Gewerbenovelle 
begründen würde.“ P. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


trichsgefegblatt für die im Meichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 19. Marz. 39. Verordnung des Handels— 
miniſteriums vom 18. März 1886, betreffend das k. k. Poſtſparcaſſenamt. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 31. März. 40. Verordnung des Finanz- 
miniſteriums vom 17 März 1886, betreffend die Erweiterung der Verzollungs⸗ 
befugniſſe des Nebenzollamtes II Claſſe Grünthal. 41. Verordnung der 
Miniſterien des Ackerbaues, des Innern, des Handels und der Finanzen vom 
22. März 1836, betreffend die Einbeziehung des k. k. Hauptzollamtes in Buchs 
unter die im Anhange zu der Verordnung vom 15. Juli 1882 (R. G. Bl. 
Nr. 107) bezeichneten Zoll- (Eingangs-) Aemter. — 42. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 22. März 1886, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Nen- 
dorf zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Frauenberg in Böhmen. — 43. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 22. März 1886, betreffend die Zuweiſung 
der Gemeinde Libsic zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Smichow in Böhmen. 
— 44. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. Marz 1886, betreffend die 


Zuweiſung der Gemeinde Suchow zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Ung.⸗Oſtra 
in Mähren. 45. Geſetz vom 28. März 1886, betreffend die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes während der 
Monate April und Mai 1886. 

XV. Stück. Ausgeg. am 8. April. 46. Verordnung der Miniſterien 
der Finanzen und des Handels vom 6. März 1886, betreffend Zollbehandlung 
des von Dr. F. Hulwa erfundenen Desinfectionspulvers, — 47. Geſetz vom 
15. März 1886 über die Hypothekarerneuerung in Vorarlberg. — 48. Geſetz 
vom 15. März 1886 über die Aufnahme der Parcelleunummern des neuen 
Steueroperates in die verfachbücherlichen Urkunden. — 49. Kundmachung des 
Finanzminiſteriums vom 28. März 1886, betreffend die Feſtſetzung des Tara⸗ 


zuſchlages bei Verzollung von Terpentinöl, welches in eigens eingerichteten 


Ciſternenwaggons ohne weitere Umſchließung eingeführt wird. 50. Kundmachung 
des Finanzminiſteriums vom 31. März 1886, betreffend die Ermächtigung des 
k. k. Hauptzollamtes II. Claſſe zu Pontafel zur zollfreien Behandlung von voraus- 
oder nachgeſendeten Reiſeeffecten. — 51. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
2. April 1886, betreffend die Errichtung des Bezirksgerichtes Dynow in Galizien. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 10. April. — 52. Kundmachung der k. k. Re 
gierung vom 3. April 1886, betreffend die Vereinbarung mit der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft wegen wechſelſeitigen Schutzes der Fabriks- und Handelsmarken. 
— 53. Verordnung der Miniſterien des Innern, des Handels und der Finanzen 
vom 7. April 1886, betreffend das Verbot der Einfuhr der elektro homöopathiſchen 
Heilmittel des Grafen Mattei. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 15. April. 54. Convention vom 17. Jänner 
1885 zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Siam, betreffend den Handel mit geiſtigen 
Getränken. — 55. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 4 April 1886, 
betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Wiſſotſchan zu dem Sprengel des Bezirks— 
gerichtes Saaz in Böhmen. — 56. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom, 
5. April 1886, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Bratkowee zu dem 
Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Stanislau in Galizien 
57. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 9. April 1886, 
betreffend die Erhöhung der Immatriculationstaxe an den Univerfitäten. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 15. April. 58. Conceſſionsurkunde vom 
24. März 1886 für die Zahnradbahn auf den Gaisberg bei Salzburg. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 21. April. 50. Finanzgeſetz für das Jahr 
1886 vom 20. April 1886. 

XX. Stück. Ausgeg. am 29. April. 60. Conceſſionsurkunde vom 
26. März 1886 für die Locomotliveiſenbahn von Perchtoldsdorf nach Mödlulg. 
61. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 12. April 1886, betreffend die 
Zulaſſung von Waagen zur Aichung und Stempelung. 62. Kundmachung der 
Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 16. April 1886, betreffend 
Abänderungen der Verzollungsbefugniſſe einiger Zollämter (Expoſituren) im 
Küſtenlande. — 63. Kundmachung des Geſammtminiſteriums vom 19. April 
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1886, in Betreff des Beſchluſſes des Reichsrathes über die kaiſerliche Verordnung 
vom 18. Mai 1885 (R. G. Bl. Nr. 04, mit welcher weitere Unterftügungen | 


aus Staatsmitteln für die durch Ueberſchwemmungen heimgeſuchten Gegenden 
von Galizien, Lodomerien und Krakau bewilligt wurden. 64. Kundmachung 
des Geſammtminiſteriums vom 19. April 1886, in Betreff des Beſchluſſes des 
Reichsrathes über die kaiſerliche Verordnung vom 5. September 1885 (R. G. Bl. 
Nr. 121), mit welcher die Leiſtung eines Staatsbeitrages zu dem Mehrerforder— 


niſſe für die im § 2 des Geſetzes vom 13. März 1883 (R. G. Bl. Nr. 31) 
65. Verord⸗ 


bezeichneten Arbeiten am Etſch- und Eiſackfluſſe bewilligt wurde. 
nung des Juſtizminiſteriums vom 22. April 1886, betreffend die Zuweiſung der 
Gemeinde Oujezd zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Wodnan in Böhmen. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 29 April. 66. Geſetz vom 11. April 1886, 
betreffend die Betriebsübernahme und eventuelle Einlöſung der Prag-Durer und 
der Dux⸗Bodenbacher Eiſeubahn durch den Staat. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 4. Mai. — 67. Additionalact von Liſſabon 
vom 21. März 1885 zu dem Pariſer Weltpoſtvereinsvertrage vom 1. Juni 1878, 
abgeſchloſſen zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn, Deutſchland, den Vereinigten Staaten 
von Amerika, der Argentiniſchen Republik, Belgien, Bolivien, Braſilien, Bulgarien, 
Chili, den Vereinigten Staaten von Columbien, der Republik von Cofta-Rica, 
Dänemark und den Däniſchen Colonien, der Dominicaniſchen Republik, Egypten, 
Ecuador, Spanien und den Spaniſchen Eolonien, Frankreich und den Franzd- 
ſiſchen Cotonien, Großbritannien und verſchiedenen engliſchen Colonien, Canada, 
Britiſch⸗Judien, Griechenland, Guatemala, der Republik Haiti, dem Königreiche 
Hawai, der Republik Honduras, Italien, Japan, der Republik Liberia, Luxem⸗ 
burg, Mexico, Montenegro, Nicaragua, Paraguay, den Niederlanden und den 
Niederländiſchen Colonien, Peru, Perſien, Portugal und den Portugieſiſchen 
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Colonien, Rumänien, Rußland, Salvator, Serbien, dem Königreiche Siam, 
Schweden und Norwegen, der Schweiz, der Türkei, Uruguay und den Vereinigten 
Staaten von Venezuela. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 12. Mai — 68. Kundmachung des Finanz- 
miniſteriums vom 23. April 1886, betreffend die Einführung neuer Verſchluß⸗ 
marken für Spielkarten in Ungarn. — 69. Kundmachung des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 25 April 1886, betreffend die über den allerunter⸗ 
thänigſten Antrag des k. und k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums im Einvernehmen 
mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht mit Allerhöchſter Entſchließung 
vom 12. März 1886 getroffene Abänderung des § 2 des Lehrplanes für die 
thierärztlichen Studien. 70. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 5 Mai 
1886, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde und des Gutsgebietes Staukowa 
zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Kakusz in Galizien. 71. Verordnung 
des Handelsminiſteriums vom 12. Mai 1886, betreffend die Art der Führung 
der Handelsflagge zur See. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. 
Conferenz vom 26 Februar 1885. 

XXV. Stück. Ausgeg, am 15. Mai. — 73. Verordnung des Handels- 
miniſteriums vom 15. Mai 1886, betreffend die Bemeſſung der Giltigkeitsdauer 
und Regelung des Vorgehens bei Außerkraftſetzung von Frachtbegünſtigungen auf 
Eiſenbahnen. 

XXVI Stück. Ausgeg. am 23. Mai. 74. Verordnung des Finanz— 
miniſteriums vom 12. Mai 1886, betreffend die theilweiſe Abänderung der Be- 
ſtimmung des 8 6 II, Z. 7, Al. 4 der Vollzugsvorſchrift zum Branntivein- 
ſteuergeſetze R. (h Bl. Nr. 114 vom Jahre 1884). — 75. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 15. Mai 1886, betreffend die Errichtung des Bezirks⸗ 
gerichtes Seletin in der Bukowina. 76. Verordnung der Miniſterien der 
Finanzen und des Handels vom 22. Mai 1886, betreffend Verbot des zollfreien 
Mahlverkehres mit Getreide aus Rumänien. 77. Verordnung der Miniſterien 
des Handels und der Finanzen vom 22. Mai 1886, betreffend die Anwendung 
des Art III des Zolltarifgeſetzes vom 25. Mai 1882 (R. G. Bl. Nr. 47) auf 
die Einfuhr aus Rumänien in das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Polizei⸗Obercommiſſär der Lemberger Polizei⸗ 
direction Karl Schubert anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Polizeirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberinſpectoren der Generaldirection der öſter— 
reichiſchen Staatsbahnen Eduard Leitenberger und Ludwig Schollar anläß— 
lich deren Penſionirung den Titel eines kaiſ Rathes taxfrei verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Johann Foitſchek zun 
Ober⸗Poſtcontrolor in Pardubitz ernannt. 


72. Generalacte der Berliner 


Oberingenieurs- eventuell Ingenieursſtelle im Staatsbaudienſte Nieder⸗ 
öſterreichs in der achten, beziehungsweiſe neunten Rangsclaſſe, bis 20 October 
(Amtsbl. Nr. 207.) 

Kanzliſtenſtelle bei der k k. Forſt⸗ und Domänendirection in Salzburg 
in der- neunten Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 207.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Handbuch für die Gemeinden 


über 
den selbstständigen und übertragenen Wirkungskreis 
der Gemeinden und die Organe zur Ausübung desselben. 
Durch zweihundertzwölf Formularien erläutert 


von 


Heinrich Hämmerle, 
k. k. Statthaltereirath. 


Fünfte verbesserte, vielfach vermehrte Auflage. 
Preis 4 fl.; in englische Leinwand gebunden 4 fl. 60 kr. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 17 und 18 der Erkenntniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


